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82 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſe tz 
betreffend Anderung der Schiedsmannsordnung vom 29. März 1870. 
(Geſ. Samml. S. 321) 
Artikel I. 

Im 8 22 Abſatz 2 der Schiedsmanns ordnung treten an die Stelle der Worte „von fünfzig Pfennigen 

bis zu einer Mark“ die Worte „von drei bis zu zehn Mark.“ 
Artikel II. 

(1) Im 8 43 der Schiedmannsordnung in der Faſſung des Artikels VIII der Verodnung des 
Staatsrats vom 24. Juni 1920 — St. Anz. S. 165 — werden die Worte „75 Pfennige“ durch die Worte 
„drei Mark“ und die Worte „30 Pfennige“ durch die Worte „1,50 M“ erſetzt. 

(2) Der Artikel IV des Geſetzes vom 22. 12. 21 — Gel. Bl. S. 313 — wird, ſoweit er ſich auf 
Artikel VIII der Verordnung vom 24. 6. 20 — St. Anz. S. 165 — bezieht, aufgehoben. 

Danzig, den 23. Juni 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Dauzig. 
Sahm. Dr. Frank. 
83 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betreffend die Feuerbeſtattung im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 
8 


Die Einaſcherung von Leichen darf im Gebiete der Freien Stadt Danzig nur in einer vom Senat 
genehmigten Anlage erfolgen. 8 
2. 


Die Genehmigung zur Errichtung einer Einäſcherungsanlage darf nur verſagt werden: 

wenn nicht dafür geſorgt iſt, daß neben der Feuerbeſtattung auch die Erdbeſtattung ſtattfinden kann; 

. wenn die Einrichtungen den techniſchen Anforderungen nicht entſprechen; 
wenn die außere oder innere Ausgeſtaltung der dem Zwecke entſprechenden Würde ermangelt; 

. wenn ſich bei der Anlage geeignete Raume und Einrichtungen zur Unterbringung von Leichen, 
zur Abhaltung von Trauerfeierlichkeiten und zur Beiſetzung der Aſchenreſte (Urnenhalle, Urnen⸗ 
grabſtätten) nicht befinden oder das Grundſtück einer angemeſſenen Umfriedung entbehrt; 

5. wenn Bedenken in polizeilicher, insbeſondere bau-, feuer- oder geſundheitspolizeilicher Hinſicht 
entgegenſtehen. Die Genehmigung iſt zurückzuziehen, wenn einer der in Abſ. 1 Nr. 1 bis 4 
aufgeführten Verſagungsgründe nachträglich eintritt. 
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Die Benutzung der Anlage darf nur nach Maßgabe einer vom Senat der Freien Stadt Danzig 
genehmigten Gebrauchsordnung erfolgen. Die Gebrauchsorduung muß den Gebührentarif für die Benutzung 
der Einrichtungen enthalten. 

SA. 

Der Genehmigung des Senats der Freien Stadt Danzig bedarf es, wenn das Grundſtück, auf 

welchem die Anlage errichtet iſt, ganz oder teilweiſe zu einem anderen Zwecke verwendet werden ſoll. 
58 

Die Aſchenreſte von Verſtorbenen müſſen in einem für jede Leiche beſonderen, behördlich verſchloſſenen 
Behältuis entweder in der Urnenhalle (Urnengrab) ($ 2 Nr. 4) oder in einer anderen, behördlich genehmigten 
Beſtattungsanlage beigeſetzt werden. 

§ 6. 
Jede Feuerbeſtattung iſt mindeſtens 24 Stunden vor der Beſtattung der Ortspolizeibehörde anzu⸗ 
zeigen unter Einreichung 
a) der amtlichen Sterbeurkunde, 
b) einer Beſcheinigung des für den Sterbeort zuſtändigen beamteten Arztes über die Todesur⸗ 
ſache des Verſtorbenen. Die Ausfertigung dieſer Beſcheinigung erfolgt unentgeltlich. 

Leichen im Ausland verſtorbener Perſonen müſſen von einem vorſchriftsmäßigen durch 
die zuſtändige Behörde ausgeſtellten Leichenpaß begleitet ſein. Eine beſondere Beſcheinigung 
über die Todesurſache iſt nicht erforderlich. 

c) der Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde des Sterbeortes oder des letzten Wohnortes des 
Verſtorbenen, daß keine Bedenken gegen die Feuerbeſtattung beſtehen, daß insbeſondere ein 
Verdacht, der Tod ſei durch eine ſtrafbare Handlung herbeigeführt, nicht vorliegt. 

Anzeigeberechtigt iſt jeder Beſtattungspflichtige. 

SUR 

Die Wahl zwiſchen Einaſcherung und Erdbeſtattung liegt den beſtattungspflichtigen Hinterbliebenen 
ob, ſofern der Verſtorbene feinem eigenen Willen über feine Beſtattung nicht mündlich oder ſchriftlich Aus- 
druck gegeben hat. Sind beſtattungspflichtige Hinterbliebene nicht vorhanden, ſo entſcheidet über die Art der 
Beſtattung die Gemeindebehörde des Sterbeortes. 

88. 
Über Beſchwerden gegen die Nichterteilung der Beſcheinigungen der Ortspolizeibehörde nach § 6 lit. e 
hat die vorgeſetzte Dienſtbehörde binnen einer Friſt von 24 Stunden endgültig zu entſcheiden. 


89. 

Mit Geldſtrafe bis zu 1500 M oder mit Haft wird beftraft, wer ohne die Beachtung der Vor⸗ 
ſchrift des § 6 die Einäſcherung einer Leiche vornimmt oder wer der Vorſchrift des § 5 zuwiderhandelt. 
8 10. 

Die erforderlichen Ausführungsverordnungen erläßt der Senat der Freien Stadt Danzig. 
su. 5 
Das Geſetz betreffend die Feuerbeſtattung vom 14. Dezember 1911 (Preuß. Geſetzſammlung S. 193) 
tritt außer Kraft. = 
Danzig, den 4. Juli 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Jansson. 
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84 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
zur Erweiterung des Auwendungsgebietes der Geldſtrafe und zur Einſchränkung der kurzen 
Freiheitsſtrafen. 
5 
Der Höchſtbetrag der Geldſtrafen, die in den zur Zeit beſtehenden Strafvorſchriften bei Verbrechen, 
Vergehen oder Übertretungen angedroht ſind, wird auf das Zehnfache, bei Verbrechen oder Vergehen aber 
auf mindeſtens einhunderttauſend Mark erhöht. Iſt nach den beſtehenden Beſtimmungen eine Behorde oder 
ein Beamter ermächtigt, Strafvorſchriften zu erlaſſen und darin Geldſtrafen bis zu einem beſtimmten Höchſt⸗ 
betrag anzudrohen, ſo wird der zugelaſſene Höchſtbetrag auf das Zehnfache erhöht. 
Die Vorſchriften des Abſatz 1 gelten nicht, wenn die angedrohte Höchſtſtrafe in der Strafvorſchrift 
nicht ziffermaßig in einer Geldſumme ausgedrückt, ſondern nach einem beſonderen Maßſtabe bemeſſen ift- 
Der Höchſtbetrag der geſetzlich vorgeſehenen Bußen wird auf das Zehnfache erhöht. 
5 8 2. 
Das Strafgeſetzbuch wird geändert, wie folgt: 
1. Im § 1 Abſ. 2 und 3 werden die Worte „einhundertfünfzig Mark“ jeweils durch die Worte 
„eintauſendfunfhundert Mark“ erſetzt. 
2. Im § 28 Abſ. 2 werden die Worte „ſechshundert Mark“ durch die Worte „ſechstauſend 
Mark!“ erſetzt. 
3. Im $ 29 Abſ. 1 werden die Worte „fünfzehn Mark“ jeweils durch die Worte „einhundert⸗ 
fünfzig Mark“ erſetzt. 
4. Im § 76-Nr. 5 und 6 werden die Worte „einhundertfünfzig Mark“ jeweils durch die Worte 
„eintauſendfünfhundert Mark“ erſetzt. 
Im $ 27 Nr. 2 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes werden die Worte: „von höchſtens ſechshundert 
Mark“ geſtrichen. 
Soweit in bisher erlaſſenen Strafvorſchriften der Höchſtbetrag der Geldſtrafe, die für einen Tag 
Freiheitsſtrafe anzuſetzen iſt, beſonders beſtimmt iſt, wird er auf den zehnfachen Betrag erhöht. 
§ 3. 
In § 1 Abſatz 3 des Geſetzes vom 23. April 1883 betreffend den Erlaß polizeilicher Strafver⸗ 
fügungen wegen Übertretungen (Geſetzſamml. S. 65) wird das Wort, dreißig“ durch das Wort, dreihundert“ erſetzt. 


8 4. 

Der Höchſtbetrag der Geldſtrafe, die auf Grund geltender Vorſchriften als Zwangsmittel zur Durch⸗ 
ſetzung der in Ausübung obrigkeitlicher Gewalt getroffenen Anordnungen angedroht und feſtgeſetzt werden 
dürfen, wird auf das Zehnfache erhöht. 

Die Beſtimmung des Abſatzes 1 bezieht ſich nicht auf Ordnungsſtrafen. 

9.5. 

Iſt für ein Vergehen, für das nach den beſtehenden Vorſchriften Geldſtrafe überhaupt nicht oder 
nur neben Freiheitsſtrafe zulaſſig iſt, Freiheitsſtrafe von weniger als drei Monaten verwirkt, ſo iſt an Stelle 
der Freiheitsſtrafe auf Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzigtauſend Mark zu erkennen, wenn der Strafzweck 
durch eine Geldſtrafe erreicht werden kann. 

Soweit die Geldſtrafe nicht beigetrieben werden kann, tritt die verwirkte Freiheitsſtrafe an ihre Stelle, 
Bei der Umwandlung iſt das Gericht an den Maßſtab des § 29 des Strafgeſetzbuches nicht gebunden. 


8 6. 
Bei der Feſtſetzung der Geldſtrafe find die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Täters zu berückſichtigen. 
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Sit dem Verurteilten nach feinen wirtſchaftlichen Verhältniffen nicht zuzumuten, daß er die Geld⸗ 
ſtrafe ſofort zahlt, ſo kann ihm das Gericht eine Friſt bewilligen oder geſtatten, die Strafe in beſtimmten 
Teilbeträgen zu zahlen. 

Das Gericht kann dieſe Vergunſtigungen auch nach dem Urteil bewilligen. Es kann feine Ent⸗ 
ſchließungen nachträglich ändern. Leiſtet der Verurteilte die Teilzahlungen nicht rechtzeitig oder beſſern ſich 
ſeine wirtſchaftlichen Verhaltniſſe weſentlich, ſo kann das Gericht die Vergünſtigung widerrufen. 

Auf die nach Abſ. 2 zu treffenden Entſcheidungen findet § 494 der Strafprozeßordnung ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 88 


Soweit die Geldſtrafe nicht gezahlt wird, ift fie beizutreiben. 
Der Verſuch, die Geldſtrafe beizutreiben, kann unterbleiben, wenn mit Sicherheit vorauszuſehen iſt, 
daß ſie aus dem beweglichen Vermögen des Verurteilten nicht beigetrieben werden kann. 


8 9. 

Nach Anhörung der Staatsanwaltſchaft kann das Gericht (§ 494 der Strafprozeßordnung) an⸗ 
ordnen, daß die Vollſtreckung der Erſatzfreiheitsſtrafe unterbleibt, wenn der Verurteilte ohne Jein Verſchulden 
außerſtande iſt, die Geldſtrafe zu zahlen. 9 10 

Das Geſetz tritt mit der Verkundung in Kraft. 

Iſt vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes wegen eines Vergehens, wegen deſſen nach den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften auf Freiheitsſtrafe erkannt werden mußte, auf eine Freiheitsſtrafe von weniger als drei Monaten erkannt 
worden, jo kann das Gericht (§ 494 der Strafprozeßordnung) dem Verurteilten auf feinen Antrag geſtatten, 
die Freiheitsſtrafe, ſoweit ſie noch nicht verbüßt iſt, durch Zahlung einer Geldſtrafe bis zu einhundert⸗ 
fünfzigtauſend Mark abzuwenden; dies gilt auch dann, wenn die Entſcheidung, durch welche die Strafe 
feſtgeſetzt worden iſt, erſt nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes rechtskräftig wird. 

Ss 3 Abſatz 2 gilt entſprechend. 


Danzig, den 7. Juli 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Sladt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


